
 
 

Nein zum Raubzug auf die Versicherten!  

Das Referendum gegen die Franchisen-Explosion wird kommen  

Nirgendwo in Europa müssen sich die Versicherten mehr an den Gesundheitskosten beteiligen als in der 
Schweiz. Jede weitere Franchisenerhöhung muss deshalb mit dem Referendum bekämpft werden. 

Entsprechend schlägt der Präsidialausschuss des SGB dem Vorstand vor, das Referendum gegen die 
automatische Anpassung der Franchisen an die Kostenentwicklung zu unterstützen. Denn höhere 
Franchisen und eine weitere Kostenabwälzung auf die Versicherten wären unsozial.  

Schon die Prämienlast ist für viele Arbeitnehmende unerträglich hoch. Doch wer krank wird und eine 
Behandlung benötigt, muss gleich noch tiefer in die Tasche greifen. Dann müssen Franchisen, Selbstbehalte 
und Tagestaxen bezahlt werden. Und nun hat das bürgerliche Parlament unter dem Druck der 
Krankenkassenlobby beschlossen, die Franchisen in Zukunft laufend zu erhöhen.  

Der Belastung der Versicherten nach oben soll somit keine Grenze mehr gesetzt werden. Ganz im 
Gegenteil, beispielsweise, zur Steuerbelastung von GrossaktionärInnen, gutbetuchten Erben und 
pauschalbesteuerten Superreichen – um auch daran wieder mal zu erinnern.  

Dieser Parlamentsbeschluss ist ein Angriff auf alle Versicherten, insbesondere aber auf Rentnerinnen und 
Rentner und chronisch Kranke. Denn sie können die Gesundheitskosten heute schon kaum mehr bezahlen, 
und gleichzeitig können gerade sie nicht auf Behandlungen verzichten. Immer mehr tun das heute trotzdem, 
was nicht nur ihre Gesundheit gefährdet, sondern am Ende oft auch teurer kommt!  

Absurde Behauptungen 
Gerade sie verhöhnen die bürgerlichen Parteien und die Krankenkassenlobby, wenn sie behaupten, mit dem 
Wechsel von Kasse, Franchise und Versicherungsmodell könnten mehr als eine Million Versicherte ihre 
Prämienbelastung „um 40 Prozent oder mehr" senken. Erstens führt ein Kassenwechsel später einfach zu 
umso saftigeren Prämiensteigerungen. Und zweitens käme gerade jene, die auf Behandlungen angewiesen 
sind, eine höhere Wahlfranchise viel teurer zu stehen.  

Statt die Versicherten zu verhöhnen, soll die bürgerliche Parlamentsmehrheit endlich ihre Hausaufgaben 
machen und wirksame Kostendämpfungsmassnahmen beschliessen. Und zwar dort, wo es weder die 
Menschen belastet noch der Qualität schadet: Beispielsweise bei Medikamentenpreisen, 
Zusatzversicherungen und Datentransparenz! Doch dafür müsste man sich erst mal dem Einfluss der 
Krankenkassen- und Pharmalobby entziehen und auf den einen oder anderen Verwaltungsratssitz 
verzichten.  
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